
TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 
Entwurf einer Änderung des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976, LGBl. 2420 

(2. GVBG-Novelle 2010) 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 
§ 2 Abs. 5: 

 
§ 2 Abs. 5: 

 
(5) Der Vertragsbedienstete kann, soweit für seinen Dienstzweig nach den 
Bestimmungen des § 110 in Verbindung mit der Anlage 1a 1 der NÖ 
Gemeindebeamtendienstordnung 1976 eine Dienstprüfung vorgesehen ist, 
verpflichtet werden, diese binnen 3 Jahren nach seiner Aufnahme erfolgreich 
abzulegen. Der Vertragsbedienstete, der vom Gemeinderat zum 
Kassenverwalter oder zum Vertreter des Kassenverwalters bestellt wurde 
(§ 80 Abs. 1 NÖ GO 1973, LGBl. 1000) hat die für seinen Dienstzweig 
vorgeschriebene Dienstprüfung binnen 3 Jahren erfolgreich abzulegen. Für die 
Dienstprüfungen gelten die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 4 und 98 bis 107 der 
NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 sinngemäß. 
 

 
(5) Der Vertragsbedienstete kann, soweit für seinen Dienstzweig nach den 
Bestimmungen des § 110 in Verbindung mit der Anlage 1a 1 der NÖ 
Gemeindebeamtendienstordnung 1976 eine Dienstprüfung vorgesehen ist, 
verpflichtet werden, diese binnen 3 Jahren nach seiner Aufnahme erfolgreich 
abzulegen. Der Vertragsbedienstete, der vom Gemeinderat zum 
Kassenverwalter oder zum Vertreter des Kassenverwalters bestellt wurde 
(§ 80 Abs. 1 NÖ GO 1973, LGBl. 1000) hat die für seinen Dienstzweig 
vorgeschriebene Dienstprüfung binnen 3 Jahren erfolgreich abzulegen. Für die 
Dienstprüfungen gelten die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 4 und 98 bis 107 der 
NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 sinngemäß sowie die 
Bestimmungen des § 11 Abs. 4. 
 

§ 4 Abs. 1 und 4:: § 4 Abs. 1 und 4: 
 
(1) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, die ihm übertragenen Arbeiten und 
Verrichtungen fleißig und gewissenhaft nach bestem Wissen und Können zu 
vollziehen. Er hat seinen Vorgesetzten und Mitbediensteten mit Achtung zu 
begegnen, die dienstlichen Anordnungen der Vorgesetzten zu befolgen, sich 
sowohl im Dienste wie außerhalb des Dienstes seiner Stellung angemessen 
und ehrenhaft zu betragen. Er hat das Dienstgeheimnis, auch nach Ende des 
Dienstverhältnisses, treu zu bewahren, die vorgeschriebenen Dienststunden 
genau einzuhalten, nötigenfalls seine Tätigkeit auch über die Dienststunden 
auszudehnen und vorübergehend außerhalb des ihm zugewiesenen 
Pflichtenkreises andere dienstliche Arbeiten auszuführen. Der 
Vertragsbedienstete kann, wenn es im Interesse des Dienstes notwendig ist, 
auf einen anderen Dienstposten versetzt werden. 
 
 
(4) Das Dienstgeheimnis ist, auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses, 
zu beachten, soferne der Vertragsbedienstete nicht für einen bestimmten Fall 
vom Bürgermeister (Magistratsdirektor, leitenden Gemeindebeamten) von 

 
(1) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, die ihm übertragenen Arbeiten und 
Verrichtungen fleißig und gewissenhaft nach bestem Wissen und Können zu 
vollziehen. Er hat seinen Vorgesetzten und Mitbediensteten mit Achtung zu 
begegnen, die dienstlichen Anordnungen der Vorgesetzten zu befolgen, sich 
sowohl im Dienste wie außerhalb des Dienstes seiner Stellung angemessen 
und ehrenhaft zu betragen. Er hat das Dienstgeheimnis, auch nach Ende 
des Dienstverhältnisses, treu zu bewahren, die vorgeschriebenen 
Dienststunden genau einzuhalten, nötigenfalls seine Tätigkeit auch über die 
Dienststunden auszudehnen und vorübergehend außerhalb des ihm 
zugewiesenen Pflichtenkreises andere dienstliche Arbeiten auszuführen. 
Überdies gilt § 28 Abs. 2 GBDO, LGBl. 2400. Der Vertragsbedienstete kann, 
wenn es im Interesse des Dienstes notwendig ist, auf einen anderen 
Dienstposten versetzt werden. 
 
(4) Das Dienstgeheimnis ist, auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses, 
zu beachten, soferne der Vertragsbedienstete nicht für einen bestimmten Fall 
vom Bürgermeister (Magistratsdirektor, leitenden Gemeindebeamten) von 
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diesem schriftlich entbunden wurde. diesem schriftlich entbunden wurde. Die Bestimmungen des § 30 GBDO, 
LGBl. 2400, sind anzuwenden. 
 

§ 4b Abs. 6: § 4b Abs. 6: 
 
(6) Die Dienstzeit für Kindergärtnerinnen richtet sich nach § 24 Abs. 1 
NÖ Kindergartengesetz 1996, LGBl. 5060. 

 
(6) Die Dienstzeit für Vertragsbedienstete im pädagogischen 
Kindergartendienst (§ 5 Abs. 1 Z. 1 und 2 NÖ Kindergartengesetz 2006, 
LGBl. 5060) richtet sich nach § 24 NÖ Kindergartengesetz 2006, 
LGBl. 5060. 
 

§§ 6a und 6b: §§ 6a und 6b: 
 § 6a 

Verwendungsbeschränkungen, Befangenheit 
 
(1) Ein Vertragsbediensteter darf mit 

- seinem Ehegatten, 
- seinem Kind, Enkelkind oder Urenkel 
- einem Elternteil, Großelternteil oder Urgroßelternteil 
- seiner Schwester oder seinem Bruder 
- seinen im gleichen Grad Verschwägerten oder  
- seinen Wahleltern oder Wahlkindern 

nicht in folgenden Naheverhältnissen verwendet werden: 
1. Weisungs- oder Kontrollbefugnis zwischen den betroffenen 

Bediensteten, 
2. Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung. 

Wenn eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nicht zu befürchten 
ist oder mit einer Versetzung (§ 4 Abs. 1 letzter Satz) nicht abgeholfen 
werden kann, kann in Ausnahmefällen davon abgesehen werden. 
 
(2) Hinsichtlich der Befangenheit gilt § 30a GBDO, LGBl. 2400. 
 

§ 6b 
Verbot der Geschenkannahme 

 
Bezüglich des Verbots der Geschenkannahme gilt § 33 GBDO, LGBl. 
2400. 
 

§ 8 Abs. 2: § 8 Abs. 2: 
 
(2) Für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen und Dienstzweige – vor 
allem für die erforderliche Vor- und Ausbildung – sind die diesbezüglichen 

 
(2) Für die Einreihung in die Entlohnungsgruppen und Dienstzweige – vor 
allem für die erforderliche Vor- und Ausbildung – sind die diesbezüglichen 
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Bestimmungen der GBDO sinngemäß anzuwenden, wobei die 
Entlohnungsgruppen 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 sowie mt1, mt2, s1 und s2 den 
Verwendungsgruppen I, II, III, IV, V, VI, VII sowie MT1, MT2, S1 und S2 
entsprechen. Wird ein Vertragsbediensteter auf einen Dienstposten des 
Dienstzweiges Nr. 48 (“Gehobener Erzieherdienst”), Nr. 49 (“Gehobener 
Fürsorgedienst”) oder Nr. 50 (“Gehobener Jugendfürsorgedienst”) 
aufgenommen, ist die vorgeschriebene schulische Fachausbildung als 
Aufnahmebedingung ausreichend. 

Bestimmungen der GBDO, insbesondere die Bestimmungen des § 6 Abs. 6 
bis 11 GBDO, sinngemäß anzuwenden, wobei die Entlohnungsgruppen 1, 2, 
3, 4, 5, 6, 7 sowie mt1, mt2, s1 und s2 den Verwendungsgruppen I, II, III, IV, V, 
VI, VII sowie MT1, MT2, S1 und S2 entsprechen. Wird ein 
Vertragsbediensteter auf einen Dienstposten des Dienstzweiges Nr. 48 
(“Gehobener Erzieherdienst”), Nr. 49 (“Gehobener Fürsorgedienst”) oder Nr. 
50 (“Gehobener Jugendfürsorgedienst”) aufgenommen, ist die 
vorgeschriebene schulische Fachausbildung als Aufnahmebedingung 
ausreichend. 
 

§ 11 Abs .3 und 4: § 11 Abs .3 und 4: 
 
(3) Leitende Gemeindebedienstete (§ 38 GBDO, LGBl. 2400) haben die für 
ihren Dienstzweig vorgeschriebene Dienstprüfung spätestens drei Jahre nach 
der Betrauung mit dem Funktionsdienstposten erfolgreich abzulegen, 
widrigenfalls gilt die Betrauung mit dem dem Ablauf dieser Frist 
nächstfolgenden Monatsersten als widerrufen. Zur Vermeidung von Härten 
kann der Gemeinderat bei längerer Krankheit, Entfall eines Prüfungstermines 
oder aus anderen triftigen Gründen die Frist über Ansuchen des 
Vertragsbediensteten um höchstens zwei Jahre verlängern. Für die 
Dienstprüfung gelten die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 4 und 98 bis 107 
GBDO, LGBl. 2400, sinngemäß. 

 
(3) Vertragsbedienstete der Dienstzweige 

- Nr. 44 (Höherer Verwaltungsdienst),  
- Nr. 45 (Rechtskundiger Verwaltungsdienst),  
- Nr. 54 (Rechnungs-(Buchhaltungs-)dienst) 
- Nr. 56 (Gehobener Verwaltungsdienst) 
- Nr. 69 (Rechnungsfachdienst) 
- Nr. 71 (Verwaltungsfachdienst) 
- Nr. 85 (Mittlerer Verwaltungs- und Kanzleidienst), 

die nach Abs. 1 mit einem Funktionsdienstposten gemäß § 2 Abs. 3 lit. a 
bis c oder Abs. 3 letzter Satz GBDO, LGBl. 2400, betraut worden sind, 
haben  die für ihren Dienstzweig vorgeschriebene Dienstprüfung 
spätestens drei Jahre nach der Betrauung mit dem 
Funktionsdienstposten erfolgreich abzulegen, widrigenfalls gilt die 
Betrauung mit dem dem Ablauf dieser Frist nächstfolgenden 
Monatsersten als widerrufen. Zur Vermeidung von Härten kann der 
Gemeinderat insbesondere bei längerer Krankheit oder Entfall eines 
Prüfungstermins die Frist über Ansuchen des Vertragsbediensteten um 
höchstens zwei Jahre verlängern. Für die Dienstprüfung gelten die 
Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und der §§ 98 bis 107 GBDO, LGBl. 2400, 
sinngemäß. 
 
(4) Unbeschadet des § 5 Abs. 4 GBDO, LGBl. 2400, kann der Gemeinderat 
in begründeten Ausnahmefällen eine Befreiung von der Ablegung der 
Dienstprüfung (Abs. 3) vornehmen. Diese Befreiung darf nur erfolgen, 
wenn aufgrund der Ausbildung und der bisherigen beruflichen Laufbahn 
Kenntnisse des Gemeindeorganisationsrechtes und der für die konkrete 
Verwendung maßgeblichen Rechtsgebiete im überdurchschnittlichen 
Ausmaß vorhanden sind.  
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§ 17a: § 17a: 
  

§ 17a 
Verjährung 

 
(1) Ein Anspruch auf Leistungen verjährt, wenn er nicht innerhalb von 
drei Jahren geltend gemacht wird, nachdem die anspruchsbegründende 
Leistung erbracht worden oder der anspruchsbegründende Aufwand 
entstanden ist. 
 
(2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht entrichteter Leistungen 
(Übergenüsse) verjährt nach drei Jahren ab ihrer Entrichtung. 
 
(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert 
werden. 
 
(4) Die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts über die Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
die schriftliche Geltendmachung eines noch nicht verjährten Anspruchs 
durch den Vertragsbediensteten gegenüber dem Dienstgeber die 
Verjährung unterbricht. 
 
(5) Die Unterbrechung der Verjährung gilt als nicht eingetreten, wenn 

1. der Vertragsbedienstete innerhalb von drei Monaten nach Erhalt 
einer endgültigen abschlägigen Entscheidung des Dienstgebers 
keine Klage einbringt oder 

2. der Dienstgeber binnen zwölf Monaten ab Geltendmachung des 
Anspruchs gegenüber dem Vertragsbediensteten keine endgültige 
Entscheidung trifft und der Vertragsbedienstete binnen drei 
Monaten nach Ablauf dieser Frist keine Klage einbringt. 

 
§ 19: § 19: 
 
Für eine Wochentagsarbeitsstunde gebührt, wenn die wöchentliche Arbeitszeit 
40 Stunden beträgt der 173,2. Teil des Monatsbezuges, wenn jedoch die 
wöchentliche Arbeitszeit für Vollbeschäftigte mit weniger als 40 Stunden 
festgesetzt ist, der anteilsmäßig entsprechend geringere Teil des 
Monatsbezuges. 

 
Für eine Wochentagsarbeitsstunde gebührt, wenn die wöchentliche Arbeitszeit 
40 Stunden beträgt der 173,2. Teil des Monatsbezuges, wenn jedoch die 
wöchentliche Arbeitszeit für Vollbeschäftigte mit weniger als 40 Stunden 
festgesetzt ist, der anteilsmäßig entsprechend geringere Teil des Monats-
bezuges. Die Kinderzulage gebührt bei einem Beschäftigungsausmaß von 
zumindest der Hälfte der Normalleistung eines Vollbeschäftigten in voller 
Höhe. 
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§ 26 Abs. 10 und 11: § 26 Abs. 10 und 11: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(10) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer Gebietskörperschaft sind, 
wenn zwischen Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und der 
Wiederaufnahme jeweils nicht mehr als sechs Wochen verstrichen sind und 
das jeweilige Dienstverhältnis durch Kündigung seitens des Dienstgebers oder 
durch Zeitablauf aufgelöst wurde, der Dauer des Dienstverhältnisses im Sinne 
der Abs. 1 und 7 zuzurechnen. 

 
(10) Der Bürgermeister hat den Vertragsbediensteten spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Frist nachweislich vom bevorstehenden Ende des 
Dienstverhältnisses zu verständigen. Erfolgt die nachweisliche 
Verständigung später, so endet das Dienstverhältnis drei Monate nach 
dieser Verständigung, sofern der Vertragsbedienstete bis dahin den 
Dienst nicht wieder angetreten hat und vor Ablauf dieser Frist auch keine 
Verlängerung des Dienstverhältnisses vereinbart worden ist. Die 
Verständigung gilt auch dann als nachweislich erfolgt, wenn sie auf eine 
Weise zugestellt oder hinterlegt wurde, die den Vorschriften des 
Zustellgesetzes über die Zustellung zu eigenen Handen oder über eine 
nachfolgende Hinterlegung entspricht. Abgabestelle ist jedenfalls auch 
eine vom Vertragsbediensteten der Gemeinde bekannt gegebene 
Wohnadresse. 
 
(11) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer Gebietskörperschaft sind, 
wenn zwischen Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und der 
Wiederaufnahme jeweils nicht mehr als sechs Wochen verstrichen sind und 
das jeweilige Dienstverhältnis durch Kündigung seitens des Dienstgebers oder 
durch Zeitablauf aufgelöst wurde, der Dauer des Dienstverhältnisses im Sinne 
der Abs. 1 und 7 zuzurechnen. 
 

§ 31a Abs. 7 und 8: § 31a Abs. 7 und 8: 
 
(7) Fallen in ein Urlaubsjahr Zeiten eines Sonderurlaubes gegen Entfall der 
Bezüge (§ 32) oder Zeiten einer Familienhospizfreistellung (§ 32b Abs. 1 Z. 2) 
oder einer Bildungsfreistellung (§ 32c), so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit 
er noch nicht verbraucht wurde, in dem Ausmaß, das dem um die Dauer des 
Sonderurlaubes, der Familienhospizfreistellung oder der Bildungsfreistellung 
verkürzten Urlaubsjahr entspricht. Abs. 6 letzter Satz ist anzuwenden. 
 
 
(8) Den Vertragsbediensteten im pädagogischen Kindergartendienst (§ 5 Abs. 
1 Z. 1 und 2 NÖ Kindergartengesetz 2006, LGBl. 5060) gebührt ein Ferien-
urlaub im Ausmaß von 6 Wochen; dieser ist während der Kindergartenferien, 
soweit er diese übersteigt, in der vom Kindergartenerhalter festgelegten Zeit 
während der Hauptferien nach dem NÖ Schulzeitgesetz 1978, LGBl. 5015, in 
Anspruch zu nehmen. § 31 Abs. 5 gilt nicht. Darüber hinaus gebührt ein 
Erholungsurlaub von 40 Arbeitsstunden. Der Vertragsbedienstete ist 

 
(7) Fallen in ein Urlaubsjahr Zeiten eines Sonderurlaubes gegen Entfall der 
Bezüge (§ 32) oder Zeiten einer Familienhospizfreistellung (§ 32b Abs. 1 Z. 2) 
oder einer Bildungsfreistellung (§ 32c) oder einer Freistellung zur Pflege 
eines behinderten Kindes (§ 32e), so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit er 
noch nicht verbraucht wurde, in dem Ausmaß, das dem um die Dauer des 
Sonderurlaubes oder der jeweiligen Freistellung verkürzten Urlaubsjahr 
entspricht. Abs. 6 letzter Satz ist anzuwenden. 
 
(8) Den Vertragsbediensteten im pädagogischen Kindergartendienst (§ 5 Abs. 
1 Z. 1 und 2 NÖ Kindergartengesetz 2006, LGBl. 5060) gebührt ein Ferien-
urlaub im Ausmaß von 6 Wochen; dieser ist während der Kindergartenferien, 
soweit er diese übersteigt, in der vom Kindergartenerhalter festgelegten Zeit 
während der Hauptferien nach dem NÖ Schulzeitgesetz 1978, LGBl. 5015, in 
Anspruch zu nehmen. § 31 Abs. 4 gilt nicht. Darüber hinaus gebührt ein 
Erholungsurlaub von 40 Arbeitsstunden. Der Vertragsbedienstete ist 
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verpflichtet, auf Anordnung an Fortbildungsveranstaltungen bis zum 
Höchstausmaß von einer Woche jährlich während des Ferienurlaubes 
teilzunehmen. 

verpflichtet, auf Anordnung an Fortbildungsveranstaltungen bis zum 
Höchstausmaß von einer Woche jährlich während des Ferienurlaubes 
teilzunehmen. 
 

§ 32 Abs. 1 bis 3: § 32 Abs. 1 bis 3: 
 
(1) Für die Gewährung eines Sonderurlaubes an einen Vertragsbediensteten 
gelten die Bestimmungen der §§ 93, 94 und 96 der NÖ Gemeinde-
beamtendienstordnung 1976 sinngemäß. Die Zeit eines Sonderurlaubs ohne 
Bezüge ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses oder einer 
bestimmten Dienstzeit abhängen, nicht zu berücksichtigen. Soweit dieses 
Gesetz nicht anderes bestimmt, bleibt die Zeit eines Karenzurlaubes nach den 
Bestimmungen der Mutterschutzgesetze oder des NÖ Vater-Karenzurlaubs-
gesetzes 2000, LGBl. 2050, für Rechte, die sich nach der Dauer der Dienstzeit 
richten, wirksam. 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Über Antrag ist im Anschluß an einen Sonderurlaub unter Entfall der 
Bezüge (Karenzurlaub), auf dessen Gewährung gemäß §§ 15 bis 15d und 15h 
des NÖ Mutterschutz-Landesgesetzes, LGBl. 2039, oder nach den §§ 3 bis 9 
und 13 des NÖ Vater-Karenzurlaubsgesetzes 2000, LGBl. 2050, oder nach 
gleichartigen bundesgesetzlichen Bestimmungen ein Rechtsanspruch besteht, 
ein weiterer Sonderurlaub unter Entfall der Bezüge zur Erziehung des Kindes 
längstens bis zum Beginn des Kindergartenjahres zu gewähren, in dem das 
Kind das vierte Lebensjahr vollendet. Dieser bleibt, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt wird, für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses 
oder von der Dauer einer bestimmten Dienstzeit abhängen, unberücksichtigt; 
er wird jedoch für die Vorrückung in höhere Entlohnungsstufen zur Hälfte 
angerechnet. Die Anrechnung wird mit dem Wiederantritt des Dienstes 
wirksam. 
 

 
(1) Für die Gewährung eines Sonderurlaubes an einen Vertragsbediensteten 
gelten die Bestimmungen der §§ 93, 94 und 96 der NÖ Gemeinde-
beamtendienstordnung 1976 sinngemäß. Die Zeit eines Sonderurlaubs ohne 
Bezüge ist für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses oder einer 
bestimmten Dienstzeit abhängen, nicht zu berücksichtigen. Soweit dieses 
Gesetz nicht anderes bestimmt, bleibt die Zeit eines Karenzurlaubes 
nach den Bestimmungen der Mutterschutzgesetze oder des NÖ Vater-
Karenzurlaubsgesetzes 2000, LGBl. 2050, für Rechte, die sich nach der 
Dauer der Dienstzeit richten, wirksam. 
 
(2) Sonderurlaube unter Entfall der Bezüge (Karenzurlaube), auf deren 
Gewährung nach den Bestimmungen der Mutterschutzgesetze oder des 
NÖ Vater-Karenzurlaubsgesetzes 2000, LGBl. 2050, ein Rechtsanspruch 
besteht, bleiben für alle Rechte, die sich nach der Dauer des 
Dienstverhältnisses richten, voll wirksam. 
 
(3) Über Antrag ist im Anschluß an einen Sonderurlaub unter Entfall der 
Bezüge (Karenzurlaub), auf dessen Gewährung gemäß §§ 15 bis 15d und 15h 
des NÖ Mutterschutz-Landesgesetzes, LGBl. 2039, oder nach den §§ 3 bis 9 
und 13 des NÖ Vater-Karenzurlaubsgesetzes 2000, LGBl. 2050, oder nach 
gleichartigen bundesgesetzlichen Bestimmungen ein Rechtsanspruch besteht, 
ein weiterer Sonderurlaub unter Entfall der Bezüge zur Erziehung des Kindes 
längstens bis zum Beginn des Kindergartenjahres zu gewähren, in dem das 
Kind das vierte Lebensjahr vollendet. Dieser bleibt für alle Rechte, die sich 
nach der Dauer des Dienstverhältnisses richten, voll wirksam. Die 
Anrechnung wird mit dem Wiederantritt des Dienstes wirksam. 
 

§ 32c Abs 1 Z. 1: § 32c Abs 1 Z. 1: 
 
(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Antrag eine Dienstfreistellung zu 
Bildungszwecken (Bildungsfreistellung) gegen Entfall der Bezüge für die Dauer 
von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr gewährt werden, wenn 

 
(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Antrag eine Dienstfreistellung zu 
Bildungszwecken (Bildungsfreistellung) gegen Entfall der Bezüge für die Dauer 
von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr gewährt werden, wenn 



- 7 - 

1. das Dienstverhältnis ununterbrochen drei Jahre gedauert hat, 
2. … 

1. das Dienstverhältnis ununterbrochen ein Jahr gedauert hat, 
2. … 
 

§§ 32d und 32e: §§ 32d und 32e: 
  

§ 32d 
Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes mit Freistellung 

(Sabbatical) 
 
(1) Einem Vertragsbediensteten, der zumindest 5 Jahre ununterbrochen 
im Dienst zur Gemeinde gestanden ist, kann vom Gemeinderat auf 
Antrag eine Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes mit Freistellung 
gewährt werden, wenn kein wichtiger dienstlicher Grund entgegensteht. 
 
(2) Die Freistellung nach Abs. 1 kann in einer Rahmenzeit von 2, 3, 4 oder 
5 Dienstjahren für die Dauer eines Jahres gewährt werden. Während der 
übrigen Rahmenzeit (Dienstleistungszeit) hat der Vertragsbedienstete 
den regelmäßigen Dienst zu leisten. Die Freistellung darf im Fall der 
zwei-, drei- oder vierjährigen Rahmenzeit erst nach Zurücklegung einer 
einjährigen und im Fall der fünfjährigen Rahmenzeit erst nach 
Zurücklegung einer zweijährigen Dienstleistungszeit angetreten werden. 
Die Freistellung ist ungeteilt zu verbrauchen. 
 
(3) Der Antrag auf Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes mit 
Freistellung nach Abs. 1 ist spätestens 3 Monate vor dem beantragten 
Beginn der Rahmenzeit zu stellen und hat Angaben über Beginn und 
Dauer der Rahmenzeit sowie über Beginn und Dauer der Freistellung zu 
enthalten. 
 
(4) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Freistellung, gebührt ein in 
diesem Kalenderjahr anfallender Erholungsurlaub nur in dem Ausmaß, 
das der Zeit der Dienstleistung in diesem Kalenderjahr entspricht. 
 
(5) Der Ablauf der Rahmenzeit wird gehemmt durch 

1. den Antritt eines Karenzurlaubes oder eines Sonderurlaubes unter 
Entfall der Bezüge, 

2. die Leistung eines Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes, 
3. eine gänzliche Dienstfreistellung, 
4. eine ungerechtfertigte Abwesenheit vom Dienst oder 
5. ein Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz 1979 

oder dem NÖ Mutterschutz-Landesgesetz, LGBl. 2039, 
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wenn die Abwesenheit vom Dienst nach Z. 1 bis 5 die Dauer eines 
Monats überschreitet. Während der Dauer einer solchen Hemmung darf 
die Freistellung nicht angetreten werden. Kalendermäßig ist die 
Freistellung nach Ablauf des Hemmungszeitraumes erforderlichenfalls 
neu festzusetzen. 
 
(6) Der Gemeinderat kann auf Antrag des Vertragsbediensteten die 
gewährte Maßnahme gemäß Abs. 1 widerrufen oder vorzeitig beenden, 
wenn kein wichtiger dienstlicher Grund entgegensteht. 
 
(7) Das Ausmaß der Beschäftigung muss während der Rahmenzeit im 
Durchschnitt mindestens ein Drittel der Normalleistung (§ 4b Abs. 1) 
betragen. 
 
(8) Während einer Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes mit 
Freistellung gemäß Abs. 1 gebührt dem Vertragsbediensteten für die 
Dauer der Rahmenzeit der Monatsbezug in jenem Ausmaß, das dem 
durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß während der Rahmenzeit 
entspricht. Nebengebühren gebühren nur während der 
Dienstleistungszeit in jenem Ausmaß, in dem sie ohne Freistellung 
gebühren würden. 
 
(9) Ändert sich das Ausmaß der Beschäftigung während der 
Dienstleistungszeit oder wird die Freistellung vorzeitig beendet, so sind 
die für die Dauer der Rahmenzeit gebührenden Bezüge neu zu 
berechnen. Gegen eine sich daraus ergebende Rückforderung eines 
Übergenusses kann Empfang in gutem Glauben nicht eingewendet 
werden. 
 
(10) Bei Ausscheiden aus dem Dienststand vor Ablauf der Rahmenzeit 
sind die während des abgelaufenen Teiles der Rahmenzeit gebührenden 
Bezüge unter Berücksichtigung der bis zum Ausscheiden tatsächlich 
erbrachten Dienstleistung neu zu berechnen. Gegen eine solche 
Forderung kann Empfang in gutem Glauben nicht eingewendet werden. 
 
 

§ 32e 
Freistellung zur Pflege eines behinderten Kindes 

 
(1) Einem Vertragsbediensteten ist vom Bürgermeister auf Antrag eine 
Freistellung unter Entfall der Bezüge zu gewähren, wenn er sich der 



- 9 - 

Pflege eines im gemeinsamen Haushalt lebenden behinderten Kindes 
widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, und seine 
Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich beansprucht wird (Abs. 2), 
längstens jedoch bis zur Vollendung des 45. Lebensjahres des Kindes. 
Der gemeinsame Haushalt besteht weiter, wenn sich das behinderte Kind 
nur zeitweilig wegen Heilbehandlung außerhalb der Hausgemeinschaft 
aufhält. 
 
(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft im Sinne des Abs. 1 
liegt vor, solange das behinderte Kind 

1. das Alter für den Beginn der allgemeinen Schulpflicht (§ 2 des 
Schulpflichtgesetzes 1985) noch nicht erreicht hat und ständiger 
persönlicher Hilfe und Pflege bedarf, 

2. während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht entweder vom 
Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des Schulpflichtgesetzes 
1985) oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf, 

3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht und vor Vollendung 
des 45. Lebensjahres dauernd bettlägerig ist oder ständiger 
persönlicher Hilfe und Pflege bedarf. 

 
(3) Der Vertragsbedienstete hat den Antrag auf Gewährung der 
Freistellung spätestens zwei Monate vor deren Beginn zu stellen. 
 
(4) Der Vertragsbedienstete hat den Wegfall einer der Voraussetzungen 
für die Freistellung (Abs. 1 und 2) innerhalb von zwei Wochen zu melden. 
 
(5) Die Zeit der Freistellung zur Pflege eines behinderten Kindes, 
während der auch ein Anspruch auf Sonderurlaub gemäß § 32 Abs. 2 
besteht, bleibt für alle Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses 
oder von der Dauer einer bestimmten Dienstzeit abhängen, wirksam. 
Darüber hinaus ist diese Zeit für solche Rechte nicht zu berücksichtigen; 
sie wird mit dem Tag des Wiederantrittes des Dienstes zur Hälfte für die 
Vorrückung wirksam. 
 
(6) Der Bürgermeister kann auf Antrag des Vertragsbediensteten die 
vorzeitige Beendigung der Freistellung verfügen, wenn das Ausschöpfen 
der ursprünglich verfügten Dauer der Freistellung für den 
Vertragsbediensteten eine Härte bedeuten würde und keine wichtigen 
dienstlichen Interessen entgegenstehen. 
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§ 38 Abs. 1: § 38 Abs. 1: 
 
(1) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Teile nach einer Dauer des 
Dienstverhältnisses von 
weniger als 6 Monaten                               1 Woche, 
                   …………………………………………… 
                     15 Jahren                              5 Monate. 
Sie hat, wenn sie nach Wochen bemessen ist, mit dem Ablauf einer Woche, 
wenn sie nach Monaten bemessen ist, mit dem Ablauf eines Monates zu 
enden. Bei der Berechnung der Kündigungsfrist ist § 26 Abs. 10 sinngemäß 
anzuwenden. 
 

 
(1) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Teile nach einer Dauer des 
Dienstverhältnisses von 
weniger als 6 Monaten                               1 Woche, 
                   …………………………………………… 
                     15 Jahren                              5 Monate. 
Sie hat, wenn sie nach Wochen bemessen ist, mit dem Ablauf einer Woche, 
wenn sie nach Monaten bemessen ist, mit dem Ablauf eines Monates zu 
enden. Bei der Berechnung der Kündigungsfrist ist § 26 Abs. 11 sinngemäß 
anzuwenden. 
 

§ 40: § 40: 
 
Der 1. Teil des Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes (BMVG) ist mit 
folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Entgelt im Sinne des § 6 Abs. 1 bis 4 BMVG ist der Monatsbezug 
gemäß § 7 Abs. 2 sowie allfällige Sonderzahlungen gemäß § 7 Abs. 3. 

2. Die Auswahl der Mitarbeitervorsorge-Kasse hat durch den Gemeinderat 
zu erfolgen. 

3. § 1, § 5, § 6 Abs. 2, 3 und 5, § 7 Abs. 4 bis 6, § 8, § 9 Abs. 1, § 10 und § 
11 Abs. 4 BMVG sind nicht anzuwenden. 

 
Der 1. Teil des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorge-
gesetzes (BMSVG) ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Entgelt im Sinne des § 6 Abs. 1 bis 4 BMSVG ist der Monatsbezug 
gemäß § 7 Abs. 2 sowie allfällige Sonderzahlungen gemäß § 7 Abs. 3. 

2. Die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse hat durch den 
Gemeinderat zu erfolgen. 

3. § 1, § 5, § 6 Abs. 2, 3 und 5, § 7 Abs. 5 bis 7, § 8, § 9 Abs. 1, § 10 und 
§ 11 Abs. 4 BMSVG sind nicht anzuwenden. 

 
§ 46 Abs. 2: § 46 Abs. 2: 
 
(2) Abweichend von Abs. 1 finden die Bestimmungen des § 40 auf 
Vertragslehrer, deren Dienstverhältnis nach dem 31. Dezember 2002 
begonnen hat, sinngemäß Anwendung. 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 finden folgende Bestimmungen des Abschnittes I 

dieses Gesetzes sinngemäß Anwendung: 
1. § 17a und § 32c; 
2. § 40 für Vertragslehrer, deren Dienstverhältnis nach dem 31. 

Dezember 2002 begonnen hat. 
 

§ 46d Abs. 3 Z. 6: § 46d Abs. 3 Z. 6: 
 
(3) Als Aufnahmeerfordernisse für die Entlohnungsgruppe ms2 sind 
vorgesehen: 
1. … 
6. der Abschluss des Studiums Ballett an einem Konservatorium mit 
Öffentlichkeitsrecht oder die erfolgreiche Absolvierung der 
Bundestheaterballettschule. 

 
(3) Als Aufnahmeerfordernisse für die Entlohnungsgruppe ms2 sind 
vorgesehen: 
1. … 
6. der Abschluss des Studiums Ballett an einem Konservatorium mit 
Öffentlichkeitsrecht oder die erfolgreiche Ablegung der Bühnenreifeprüfung 
vor der paritätischen Bühnenprüfungskommission nach Absolvierung 
der Bundestheaterballettschule. 
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§ 53 Z. 7 bis 9: § 53 Z. 7 bis 9: 
 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft umgesetzt: 

1. … 
 
 
 
 
 
 
 
7. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
ABl.Nr. L 255 vom 30. September 2005, S. 22. 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft umgesetzt: 

1. … 
7. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend 

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

8. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/ 68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl. Nr. L 229 vom 29. Juni 
2004, S. 35. 

9. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
ABl.Nr. L 255 vom 30. September 2005, S. 22. 

 
§ 54: § 54: 
 

§ 54 
Verweisungen 

 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne nähere 
Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den nachstehend 
angeführten Fassungen anzuwenden: 

1.  Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.Nr. 609/1977 i.d.F. BGBl. 
I Nr. 131/2006 

2.  Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.Nr. 31/1969 i.d.F. BGBl. I Nr. 
113/2006 

3.  Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl.Nr. 683/1991 i.d.F. BGBl. I 
Nr. 56/2005 

4.  Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.Nr. 22/1970 i.d.F. BGBl. I Nr. 
82/2005 

5.  Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz, BGBl. I Nr. 100/2002 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 141/2006 

6.  Bundesbezügegesetz (BBezG), BGBl. I Nr. 64/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 
142/2004 

7.  Entwicklungshelfergesetz, BGBl.Nr. 574/1983 i.d.F BGBl. I Nr. 61/1997 

 
§ 54 

Verweisungen 
 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 
nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 
nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

  1. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.Nr. 609/1977 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 5/2010 

  2. Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG), BGBl.Nr. 31/1969 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 12/2009 

  3. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl.Nr. 683/1991 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 56/2005 

  4. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl.Nr. 22/1970 i.d.F. BGBl. I Nr. 
67/2008 

  5. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz 
(BMSVG), BGBl. I. Nr. 100/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 152/2009 

  6. Bundesbezügegesetz (BBezG), BGBl. I Nr. 64/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 
60/2009 

  7. Entwicklungshelfergesetz, BGBl.Nr. 574/1983 in der Fassung BGBl. 
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8.  Führerscheingesetz, BGBl. I Nr. 120/1997 i.d.F. BGBl. I Nr. 153/2006 
9.  Gehaltsgesetz 1956, BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 53/2007 
10. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz (KA-AZG), BGBl. I Nr. 8/1997 

i.d.F. BGBl. I Nr. 155/2005 
11. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.Nr. 152/1957 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 169/2006 
12. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl.Nr. 221/1979 i.d.F. BGBl. I Nr. 

53/2007 
13. Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 183/1947 i.d.F. BGBl. I Nr. 169/2006 
14. Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 

24/2007 
15. Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.Nr. 86/1948 i.d.F. BGBl. I Nr. 

53/2007 

I Nr. 61/1997 
  8. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Nr. 376/1967 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 9/2010 
  9. Führerscheingesetz (FSG), BGBl. I Nr. 2/1998 i.d.F. BGBl. I Nr. 

93/2009 
10. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 

6/2010 
11. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz, BGBl. I Nr. 8/1997 i.d.F. BGBl. 

I Nr. 125/2008 
12. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.Nr. 152/1957 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 4/2010 
13. Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), BGBl.Nr. 221/1979 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 116/2009 
14. Opferfürsorgegesetz, BGBl.Nr. 183/1947 i.d.F. BGBl. I Nr. 4/2010 
15. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985 i.d.F. BGBl. I Nr. 

113/2006 
16. Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002 i.d.F. BGBl. I Nr. 

81/2009 
17. Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.Nr. 86/1948 i.d.F. BGBl. I 

Nr. 6/2010 
18. Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982 i.d.F. BGBl. I Nr. 5/2008. 
 

Anlage B, 24. Übergangsbestimmungen: Anlage B, 24. Übergangsbestimmungen: 
  

24. Übergangsbestimmungen zur 2. GVBG-Novelle 2010, LGBl. 2420-58 
 
(1) § 11 Abs. 3 und 4 ist auf Vertragsbedienstete anzuwenden, die nach 
dem Inkrafttreten dieser Bestimmung mit einem Funktionsdienstposten 
nach § 2 Abs. 3 lit. a bis c GBDO, LGBl. 2400, betraut werden. Für 
Vertragsbedienstete der im § 11 Abs. 3 genannten Dienstzweige, deren 
Betrauung mit einem Funktionsdienstposten nach § 2 Abs. 3 lit. a bis c 
GBDO, LGBl. 2400, nach dem 30. Juni 2007 erfolgte, kann die 
Verpflichtung zur Ablegung der Dienstprüfung unter Hinweis auf die 
Folgen im Falle der Nichteinhaltung vom Gemeinderat schriftlich 
auferlegt werden. Eine allenfalls nach § 11 Abs. 3 in der bisher geltenden 
Fassung bestehende Verpflichtung zur Ablegung der Dienstprüfung für 
Vertragsbedienstete, die vor Inkrafttreten dieser Novelle mit dem 
Funktionsdienstposten des leitenden Gemeindebediensteten (§ 2 Abs. 3 
lit. a GBDO, LGBl. 2400) betraut wurden, bleibt unberührt. 
 
(2) § 32 Abs. 3 vorletzter Satz in der Fassung dieser Novelle ist auf 
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Sonderurlaube für nach dem 1. September 2006 geborene Kinder 
anzuwenden. Auf Sonderurlaube für bis zu diesem Tag geborene Kinder 
ist die bis zur genannten Fassung geltende Rechtslage anzuwenden. 
 
(3) § 113i des Gehaltsgesetzes 1956 findet auf Musikschullehrer mit der 
Maßgabe Anwendung, dass anstelle Dezember 2007 der August 2010 und 
anstelle 1. Jänner 2008 der 1. September 2010 tritt. 
 

 


